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BUNDESGERICHTSHOF

BESCHLUSS
III ZR 74/91

vom 
7. Mai 1992

in dem Rechtsstreit

1.
2 .

WilliB^^B,H f l H B H I E r i n g
Rechtsanwalt Hans-Jochen 
ebenda,

Kläger und Revisionskläger,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

Deutsche P(vertreten durch den Präsidenten der 
KflB, E f l H B  Straße

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. H H H B  und

WII
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn, die Richter 
Dr. Engelhardt, Dr. Rinne, Dr. Wurm und die Richterin 
Dr. Deppert 
am 7. Mai 1992 
gemäß § 554 b ZPO

beschlossen:

Die Revision der Kläger gegen das Ur­
teil des 7. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Köln vom 14. März 1991 
- 7 U 162/90 - wird nicht angenommen.

Die Kläger tragen die Kosten des Re­
visionsverfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 113.850 DM
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G r ü n d e

Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung 
(§ 554 b ZPO). Die Revision hat auch im Ergebnis keine Aus­
sicht auf Erfolg (BVerfGE 54, 277).

1. Ein Schadensersatzanspruch aus § 839 BGB läßt sich 
aus dem Verhalten von Bediensteten der Beklagten nicht her- 
leiten, weil nach § 11 Abs. 1 PostG die Haftung der Post 
für Schäden, die durch die nicht ordnungsgemäße Ausführung 
ihrer Dienstleistungen entstehen, auf den Umfang beschränkt 
ist, der sich aus den Vorschriften des Postgesetzes ergibt. 
Diese abschließende Regelung der Posthaftung gilt nicht nur 
für die Anspruchshöhe, sondern auch für den Haftungsgrund; 
die Anwendung anderer Haftungsnormen neben der postgesetz­
lichen Regelung und über sie hinaus ist nach dem Willen des 
Gesetzes ausgeschlossen (Senatsurteil vom 4. Dezember 1975 
- Ill ZR 110/73 - NJW 1976, 1319).

2. Nach § 12 PostG haftet die Post für Schäden, die durch 
eine nicht ordnungsgemäße Behandlung gewöhnlicher Briefsen­
dungen entstehen, nicht und für den Verlust eingeschriebe­
ner BriefSendungen nur in Höhe von (damals) 40 DM je Sen­
dung.

3. Das Berufungsgericht geht daher zutreffend davon aus, 
daß als Grundlage eines Schadensersatzanspruchs hier nur
§ 21 PostG in Betracht kommt. Das wird von der Revision 
hingenommen.
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a) Nach § 21 PostG a.F. haftet die Deutsche Bundespost 
"für Schäden, die durch die Erteilung unrichtiger schrift­
licher Auskünfte im Postdienst entstehen, nach den allge­
meinen Vorschriften über die Schadensersatzpflicht des 
Dienstherrn für Amtspflichtverletzungen seiner Bedienste­
ten" . Das Berufungsgericht ist der Auffassung, die auf ei­
nen Rückschein gesetzten postalischen Vermerke gehörten 
nicht zu den schriftlichen Auskünften i.S. von § 21. Dies 
wird von der Revision ohne Erfolg angegriffen.

b) Das Berufungsgericht verkennt nicht, daß der Wort­
laut des Postgesetzes es zuließe, die auf den Rückschein 
gesetzten, formularmäßigen postalischen Bestätigungen
- hier: den Tagesstempel und den Auslieferungsvermerk - un­
ter den Begriff der schriftlichen Auskunft zu bringen. Aus­
kunft ist eine individuelle Tatsachenmitteilung oder Äuße­
rung einer Rechtsansicht, die sich auf die vorhandene Sach- 
und Rechtslage bezieht (Stelkens/Bonk/Leonhard VwVfG,
3. Aufl., § 38 Rn. 16 m.w.N.; vgl. auch H. Maurer, Allge­
meines Verwaltungsrecht, 4. Aufl., § 9 Rn. 62). Derartige 
Mitteilungen enthalten auch Tagesstempel und amtliche Aus­
lieferungsvermerke auf dem Rückschein; sie sind dazu be­
stimmt, den Absender darüber zu unterrichten, wann und wem 
die eingeschriebene Sendung ausgeliefert worden ist. Wenn 
man für den Begriff der Auskunft fordert, daß die Mittei­
lung auf Anfrage eines Auskunftsuchenden ergeht, dann kann 
man eine solche Anfrage des Absenders in der Tat bereits in 
der Wahl der Versendungsform "Einschreiben mit Rückschein" 
sehen.



6

- 5 -

c) Mit Recht führt das Berufungsgericht aber aus, eine 
reine Wortauslegung könne für den Begriff der Auskunft im 
Sinne von § 21 PostG nicht allein maßgebend sein, weil sie 
dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung der Posthaf­
tung nicht genügend Rechnung trage.

Von dem Haftungsausschluß des § 12 PostG ist der Ge­
samtbereich der postalischen Briefbeförderung mit allen 
diesem Tätigkeitsbereich anhaftenden Risiken und Haftungs­
gefahren erfaßt (Senatsurteil vom 22. Februar 1965 
- Ill ZR 205/63 - DÖV 1965, 822). Dazu gehören auch sämtli­
che Risiken und Gefahren in der Richtung, daß die im Zu­
stelldienst beschäftigten Bediensteten der Post die über 
die Bestellung der Briefe gegebenen Vorschriften - fahrläs­
sig oder vorsätzlich - mißachten und ihnen in der Weise zu­
widerhandeln, daß sie die Briefe an nicht zum Empfang be­
rechtigte Personen aushändigen. Insoweit handelt es sich 
um Risiken, die der postalischen Briefbeförderung anhaften. 
Für sie ist angesichts dessen, daß die Massenbeförderung 
von Briefen möglichst schnell und zu möglichst geringen Ge­
bühren erfolgen soll, vorgesehen, daß die Post für Schäden 
nicht oder nur eng begrenzt haftet. Gerechtfertigt ist die­
se Regelung durch das Ziel, nicht umfangreiche und kost­
spielige Überwachungs- und Sicherungsmaßnahmen notwendig zu 
machen (Senatsurteil vom 14. Dezember 1967 - III ZR 40/67 - 
NJW 1968, 646) .

Die Haftung der Post nach den allgemeinen Vorschriften 
für Schäden, die durch die Erteilung unrichtiger schriftli­
cher Auskünfte im Postdienst entstehen, ist erst durch das 
Postgesetz von 1969 eingeführt worden. Die Beschränkung der
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Haftung auf schriftliche Auskünfte war durch den Gesichts­
punkt motiviert, daß solche Auskünfte nicht wie mündliche 
"über den Schalter hinweg" unter dem Druck des Massenbe­
triebs erteilt werden, sondern in aller Regel erst nach 
sorgfältiger Prüfung durch fachlich geschulte Bedienstete 
abgegeben werden (vgl. BT-Drucks. V/3295, 22; V/4228, 7). 
Diese Motivation verbietet es, formularmäßige Bestätigun­
gen, die im posttypischen Massenverkehr erteilt werden, als 
schriftliche Auskünfte im Sinne des § 21 anzusehen. Die 
Auslieferung eingeschriebener Briefe einschließlich der 
Ausfüllung von Rückscheinen ist Bestandteil dieser Massen­
beförderung von BriefSendungen.

Die postalischen Vermerke auf einem Rückschein können 
daher nicht anders behandelt werden als Bescheinigungen 
über den Bezug von Postwertzeichen, die ebenfalls keine 
Auskünfte im Postdienst sind, weil sie dem Benutzer nicht
- wie eine Auskunft - verbindlichen Aufschluß über eine 
Tatsache oder über eine Rechtsfrage aus dem Postbereich ge­
ben sollen, sondern lediglich einen tatsächlichen Vorgang 
bestätigen (Senatsurteil vom 4. Dezember 1975
- Ill ZR 110/73 - NJW 1976, 1319).
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